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Expedition: Herrenſtraße Nr. 20. Außerdem übernehmen alle Poſt⸗ 


Anſtalten Beſtellungen auf die Zeitung, welche Sonntag und Montag 
einmal, an den übrigen Tagen zweimal erſcheint. 


Freitag, den 12. Apri 


g. 


1861. 


Breslauer 


Vierteljährlger Abonnementspreis in Breblau 2 Thlr., außerhalb incl 
Porto 2 Töolr. 11, Inſertlonsgebühr für den Raum einer 
fünftheiti in Vezüſchrift 1½ Sgr. 


Mittag » Ausgabe. 


Nr. 170. 
Telegraphiſche Nachrichten. 


eſth, 10. April. Geſtern fand eine Konferenz von 60 liberalen Depu⸗ 

tirten bei Nyary ſtatt. Die Frage, ob der Landtag ſich konſtituiren dürfe, 
wurde mit „Ja“ beantwortet. a = 

Prag, 10. April. Heute erfolgte die Beeidigung der Abgeordneten. 

N Furſt Auersperg beantragte die Adreſſe der Erzbiſchof von Prag ſtellte einen 

Antrag auf Krönung des Kaiſers als König von Vöhmen. Rieger bean⸗ 

IH tragt die Unverantwortlichkeit der Abgeordneten. Morgen findet die Dis⸗ 

kuſſion über dieſe Anträge ſtatt. Am Montag werden die Reichsrathswahlen 

vorgenommen. ? i 

London, 10. April. Dem Reuter'ſchen Bureau wird aus Shanghai, 

21. Febr., gemeldet: Aus Tientſin find keine neueren Nachrichten eingetroffen. 

au h Sankolinſin iſt von den Rebellen geſchlagen. Die Geſchäfte heben 

ſich langſam. 13 

A vom 28. Jan. wird gemeldet, daß die Handelsbeziehungen 

unterbrochen ſeien. Auf Java haben laut Berichten aus Batavia, 2. Marz, 

Ueberſchwemmungen bedeutenden Schaden und großen Verluſt an Menſchen⸗ 


ſchätzt würden. — Regierungs⸗Commiſſar Meinecke: Die von der Regie⸗ müſſe ebenfalls den vorgeſchlagenen Weg als einen gefährlichen bezeichnen, 
rung beantragten Sätze ſeien dieſelben, die jetzt bezahlt würden; die Er: und er mochte wünſchen, daß ihn das Haus nicht einſchlüge. Ueder die for⸗ 
mäßigung ſei zu erheblich. — Berichterſtatter Abg. Burghart: Die An: melle Zuläſſigkeit deſſelben wolle er ſich kein Wort erlauben, das ſei eine in⸗ 
nahme des Amendement Jalob würde einen Ausfall von cin ca 83,000 nere Angelegenheit des Hauſes. Unpraktiſch ſei der Weg, weil eine Verta⸗ 
Thaler (2) zur Folge haben. gung auf 14 Tage doch kein Reſultat baben werde. Wenn aber der Antrag 

Das Amendements Jacob wird abgelehnt; der; § 12 unverändert an- nach 14 Tagen erneuert werden ſollte, ſo würden die Geſchäfte nicht zu einer 
genommen. befriedigenden Löſung geführt werden können. — Abg. v. Vincke: Um allen 

Die §§ 13—19 (Gewerbeſteuer der Gaſt⸗ u. ſ. w. Wirthe, Fleiſcher, formellen Bedenken entgegenzutreten, ſei der Antrag vor der un bebe des 
Schiffer) werden nach den Anträgen der Comm. ohne Diskuſſion angenom- letzten 8 geſtellt. Daß das Haus befugt ſei, eine Vertagung zu be chließen, 
men. In § 20 will die Comm. die Steuer für den Gewerbebetrieb im ſei nicht im Mindeſten zweifelhaft. Er jtebe nicht auf dem Standpunkte ge⸗ j 


Herumziehen in der Regel auf 12 Thlr. normiren, aber „bei beſonders er⸗ gen jede Steuererhöhung zu ſtimmen, weil für die Verwendung der Mehr⸗ 
heblichem Betriebe eine Erhöhung auf 24 Thlr. zulaſſen. — Abg. Amecke einnahme kein. Nachweis geführt ſei; ſo lange man einem Defizit gegenüber⸗ 
will die Worte: „bei beſonders erheblichem Betriebe“ ſtreichen; er wolle da⸗ ſtehe, werde dieſer Grund überhaupt nicht Platz greifen. Er trete auch der 
mit den Gewerbebetrieb im Umherziehen, mit dem ſich meiſtens Kunſtreiter⸗ Anſicht des Finanzminiſters bei, daß, wenn man einen beſtimmten Uebel⸗ 
banden u. dgl. in Schleſien u. A. gegen 300 Zigeuner beſchäftigten, alſo] ſtand beſeitigen wolle, man nicht darauf ſehen dürfe, ob dadurch eine Mehr⸗ 
Perſonen, die den betr. Gemeinden zur Laſt fielen, erſchweren, d. h. die einnahme für den Staat herbeigeführt werde oder nicht. Aber gerade im 
Regierung in den Stand ſetzen, ihre Zahl zu beſchränken. — Abg. Strohn 
für den Comm.⸗Antrag. Die Hauſirer ſeien nur kleine Leute, die mühſam 
ihr Brodt erwerben und keine große Steuer zahlen können, und die Worte, 
die geſtrichen werden ſollten, zoͤgen eben eine heilſame Schranke, ohne die 
Leute über ihre Leiſtungsfähigkeit zur Steuer heranzuziehen. — Regierungs⸗ 
Commiſfar Meinecke: Die Regierung wolle dem Amendement nicht wider⸗ 
ſprechen; die geſetzlichen Vorſchriften unterwürfen indeß die Ertheilung der 
Gewerbeſcheine an Hauſirer u. dgl. einer ſehr ſchweren Prüfung. — Abg. 
Fliegel will nicht die Beſteuerung benutzen, um die Perſonen, die im 
Herumziehen ihr Gewerbe betrieben, an moglichen Ueberſchreitungen zu ver⸗ 
hindern; dafür ſei der Staatsanwalt, ja ſogar der Oberſtaatsanwalt da. 
Im Al. 2 deſſelben § wird die Kabinetsordre vom 12. Febr. 1831 wegen 
Ertheilung ſteuerfreier Gewerbeſcheine an Kaufleute und Fabrikanten zum 
Auſſuchen von Waaren⸗Beſtellungen fortan ohne Unterſcheidung der Handels⸗ 
klaſſen auf alle Kaufleute und Fabrikanten anwendbar erklärt und zwar ſo, 
„daß, ſofern die bei Berechnung von 12 Thlr. für jeden ertheilten Gewerbe⸗ 
ſchein ſich ergebende Summe die vom ſtehenden Gewerbe veranlagte Jahres⸗ 


Intereſſe der ausgleichenden Gerechtigkeit und in dem Wunſche, endlich ein⸗ 
mal die Grundſteuerfrage aus der elt zu ſchaffen, dürfe das Haus den 
Drücker nicht aus der Hand laſſen, den es gegen das andere Haus üben 
könne. Er wolle dem anderen Hauſe nicht beſtreiten, daß es nach dem Buch⸗ 
ſtaben des Geſetzes das Land vertrete wie aber die Sache in Wirklichkeit 
ſtehe, das verbiete ihm die parlamentariſche Rückſicht zu ſagen; „verſtanden 
werde ich auch ſo werden.“ Wenn man einen Fortschritt wolle, müſſe man 
praktiſche Mittel anwenden. Seine Freunde und er ſeien allerdings geſon⸗ 
nen, den Antrag nach 14 Tagen zu wiederholen. Das andere Haus müſſe 
für ſeine Abſtimmungen die Verantwortung übernehmen, eine Wirkung aber 
werde der Antrag haben, nämlich die, daß die Regierung, welche bis jetzt 
mit einer beklagenswerthen Langmuth dem anderen Faktor der Geſetzgebung 
gegenüber verfahren ſei, dieſe Langmuth beendigen und Mittel finden werde, 
um dem Widerſtande des anderen Hauſes gegenüber, den Fortſchritt im Lande 
möglich zu machen. Es ſei Pflicht der Räthe der Krone, dem endlich einen 
Riegel vorzuſchieben. — Wenn an die Würde des Hauſes erinnert ſei, ſo er⸗ 
blicke er dieſelbe eben darin, daß es der Geſetzgebung Fortgang verſchaffe, 
einzelnen Klaſſen und Coterien der Minorität im Lande gegenüber, und das 


leben verurſacht. Es herrſcht daſelbſt große Hungersnoth. Bei Saigon 
haben die Franzoſen und Spanier fünf Forts eingenommen. Laut Berich⸗ 
ten aus Neu⸗Seeland vom II. Febr. ſind die Eingeborenen in zwei 
Gefechten geſchlagen. 

Metkovich, 9. April. Aufſtändiſche der Herzegowina zahlreich. Mehmed 
Paſcha in Trebigne bedrängt. Von Moſtar türkiſche Truppen nach Bilech 
° (öftlih Trebigne) abgegangen. Baſchi⸗Bozuks hatten in der Korieniza ein 
griechiſches Kloſter überfallen, Bewohner getöbtet. 
Luka Vukalovich mit aufſtändiſchen Haufen bie Suttoria wieder verlaſſen in 

der Richtung von Zubei. Türkiſche e unter Dilaver Bey 
bewerkſtelligt Blokade nachdrücklich, beſonders zwiſchen Spizza am 1 80 
: \ onau⸗Ztg 
Paris, 10. April. Eine londoner Correſpondenz des „Moniteur“ be⸗ 
ſagt, daß die Naf einer Allianz zwiſchen England und Oeſterreich ſehr 
wenig günſtige 


dürfte. ſteuer e der überſchießende Steuerbetrag erlegt werden muß.“ — n und ] t 2 I 0 
In Barcelona iſt das der Scala in Mailand an Größe ähnliche Theater] Gegen dieſes Alinea erklart ſich Abg. Jacob: daſſelbe wolle den Klein⸗ wolle er und ſeine Freunde endlich. Es ſei von jeher die Aufgabe des zweis⸗ 
abgebrannt. handel gerade der durch Kabinetsordre verliehenen Steuerfreiheit berauben: ten Hauſes geweſen, in allen Staaten, ſelbſt in dem klaſſiſchen England, von 

— lin wie hohem Grade dies aber demſelben nachtheilig ſein werde, beweiſe ein | jeiner Macht, den Beſtrebungen anderer, auf ihre Privilegien fußender Co⸗ 

; i terien im Staate gegenüber, Gebrauch zu machen; auch das Haus habe 


Gutachten der Handelskammer von Köln. — Aehnlich Abg. Reichenheim: 
Er wundere ſich, daß der Handelsminiſter ſeine Zuſtimmung zu dieſem Theile 
der Vorlage gegeben, der den ſo überaus wichtigen Zwiſchenhandel ver⸗ 
nichte; eine derartige Beſteuerung, wie ſie das Al. 2 wolle, vernichte die 
Induſtrie, erſchwere die Konkurrenz des preußiſchen Handels mit dem der 


übrigen Zollvereinsſtaaten und ſtelle denſelben gegenüber dieſen andern t 
i voller Ueberzeugung für den Antrag des Abg. Wachler ſtimmen. 


\ find verſchwunden, dagegen bemerkten wir Damen, anſcheinend den hd: Reg.⸗Commiſſarius: Die Verwaltung ſei ſchon bisher in der Lage Abg. v. Blanckenburg beftreitet zwar dem Antrage nicht die Zuläſſig⸗ 
| heren Ständen angehörend, in ganz ſchwarzer Trauerkleidung. Die geweſen, ſteuerfreie Gewerbeſcheine, wenn zu viele für ein Gewerbe nach⸗ keit, wohl aber Opportunität, und iſt deshalb gegen ihn, obwohl das Inter⸗ 
T zivouakirten auch heute noch auf ien Plätzen. Di geſucht wurden, welches bereits in Klaſſe A. verfteuert wurde, zu verwei⸗ eſſe feiner Partei vielleicht für den elben ſpreche. Das andere Haus, das 
ruppen bivoua ch ch auf den freien Plätz ie am . > E D 
Montag Gefallenen ſollen heute Nacht in aller Stille begraben wor: ern. Es ift indefien nur felten eine Bermeigerung eingetreten, Gewerbe. felge welded Anſicht nach, das Land eben jo gut vertrete, wie das dieſ⸗ 
3 H 8 vore] Defraubation ſehr ſchwer nachzuweiſen. Die Vorlage wolle die Gewerbes ſeitige, werde durch dieſen Antrag wahrſcheinlich bewogen werden, auch ſei⸗ 
den ſein; die Verhaftungen nehmen einen ſteten Fortgang. Der Graff e heit in dieſer Beziehung auch nicht gänzlich befeitigen, ſondern nut | nerjeits mit der Genehmigung der Grundſteuer zu warten, bis hier die Mi⸗ 
Wielopolski iſt unter Belaſſung bei den Funktionen des Direktors der] die Bi näher präzifiren, in denen die Freiheit eintreten könne. Abg. litärvorlage durchgegangen ſel. (Oho! zur Rechten) 
Regierungskommiſſion der religiöfen Kulte und der öffentlichen Aufklä⸗ en beim erwidert, daß die Vorlage den Zwiſchenhandel weſentlich! Abg. Riedel gegen den Antrag Wachler: Einem überdies ſehr unſichern 
ings auch mit der proviſoriſchen Führun des Direktorates 5, 2 ’ 8 rucke, den man damit üben wolle, zu Liebe, nne er ſich nicht entſchließen, 
rung neuerding ch proviſoriſchen Führung beeinträchtige, wie wichtig das ſei, lehre das Beiſpiel Englands: England Drucke, d damit üben woll Liebe, kö ſich nicht entſchließ 
in der Regierungskommiſſion der Juſtiz an Stelle des zu anderer Thä⸗ ser eg RE Nat l er: Bie Ausführungen des Vorredners G9 N e be * d Kaner dolle ga 175 ae Fa 
g f 5 £ 5 N N eſetz zu me, n er e zu verſagen. 
tigkeit beſtimmten Wirkl. Staatsrathes Wolowski betraut worden. würden nur dann von Bedeutung ſein, wenn ſich nachweiſen ließe, daß in FR, ene (Koln) und 4 Roſenberg⸗eipinski ebenfalls 
Wir leben trotz der noch nicht erfolgten Proklamation des Belage: | anderen Vereinsſtaaten die Gewerbeſteuer eine geringere ſei, als in Preußen. gegen den Antrag, der erſte, indem er die Geſchäftsordnung gegen ihn an⸗ 
rungszuſtandes dennoch unter dem Rigor derſelben. Zu den in den 
geſtrigen Blättern veröffentlichten Verboten tritt heute ein neues Verbot, 


inch An letztere, weil er eine Verfaſſungskriſe als Folge deſſelben be⸗ 
rchtet. 
welches, der functionirende Oberpolizeimeiſter, Oberſt Rozwadowski, N e ee ehnern: Degen Reck beer er 
in folgenden Worten bekannt macht: „Auf den ausdrücklichen Befehl die Beſchwerden einiger Kaufleute kämen nicht in Betracht gegen die Wich⸗ 
Sr. Durchlaucht des Fürſten Statthalters wird zur öffentlichen Kennt⸗ tigkeit der Frage; gegen Roſenderg wir ſeien ſchon in der Verfaſſungskriſe; 
niß gebracht, daß Punkt acht Uhr Abends alle Schänken, Kaffee⸗ und 8 Verwerfung . = ge Run befürchte 57 I das 
Bierhäuſer geſchloſſen fein müſſen. Sollte nach dieſer Stunde eines r 1 5 3 nn 2 
der bezeichneten Lokale noch offen fein, oder ſich daſelbſt, trotz der 8 1 . 3 
Schließung, noch Gäſte aufhalten, ſo verliert der betroffene Wirth den 
Conſens.“ 5 i 8 N erückſichtigung verdienen. 

Die verſchiedenſten Gerüchte durchfliegen die Stadt; bald heißt es,] Ref. Abg. be ſchließt ſich den Ausführungen der Regierung für 


die Brucke zwiſchen ſich und der Regierung vollig abbrechen, nun, ſo werde 
die letztere wiſſen, auf welche Weiſe ſie, auf die Verfaſſung geſtützt, dieſelbe 
auf dieſer oder jener Straße habe ſich eine große Menſchenmenge ans den Comm. Antrag an; das Amend. Annecke werde feinen weſentlich polizei⸗ 
geſammelt und das Militär ſei gegen dieſelbe eingeſchritten; bald wie⸗ lichen Zweck verfehlen, da das dadurch erhöhte finanzielle Intereſſe den 


Langmuth geübt, wolle aber jetzt ſein Recht zur Geltung bringen, damit 
dem Widerſtande, den der andere Faktor der Krone und der Regierung mache, 
ein Ziel geſetzt werde, und dies ſolle nicht blos durch die Debatte, ſondern durch 
einen ausdrücklichen Beſchluß des Hauſes geſchehen, damit nicht die ganze 
Geſetzgebung zu einem Stillſtande gebracht werde. Er werde deshalb mit 


Warſchauer Vorgänge. 
O Warſchau, 10. April. Ungeachtet der Aufregung, die alle 
Gemüther hewegt, berrſcht äußerlich vollkommene Ruhe in der Stadt. 
Die Läden find heute wieder geöffnet worden, das Publikum bewegt 
ſich zahlreich durch die Straßen; die ſpeciſiſch polniſchen Trauerzeichen 


heim erwidert der Finanzminiſter: Die Staats⸗ egierung wolle Billig: 
keit nach allen Seiten hin üben, Billigkeit gegen Diejenigen, welche das 
auſirgewerbe betreiben, und gegen die kleineren Leute, welche vorzugsweiſe 


an der Bahn belegenen Ortſchaften große Menſchenmaſſen angeſammelt 
hätten, welche der warſchauer Bewohnerſchaft zu Hilfe eilen wollten, 
und deshalb die freie Benutzung der Eiſenbahnzüge in Anſpruch ger 
nommen hätten u. ſ. w. f . : > 

Wir hoffen, daß einerſeits die Entſchiedenheit der Regierung, an⸗ 
dererſeits der gute Sinn des größten Theils der Bevölkerung der Stadt 
die Ruhe erhalten werde. 


Pre u f en. 
Landtag. 


K. C. 34. Sitzung des Hauſes der Abgeordneten, am 11. April. 
Präſ. Simſon eröffnet die Sitzung um 10%, Uhr, bei nur ſpärlich bes 
ſetlem Haufe. Am Miniſtertiſche: p. d. Heydt und als Reg.⸗Kommiſſare 
Geh. Rath Moſer und Geh. Rath Meinecke, 
3 Abſtimmung und Annahme der Novelle zur Gewerbegeſetzgebung 
„Die Berathung der Gewerbeſteuer⸗Novelle wird fortgeſetzt. In 8 10 
don Somiten den Mittelſag in der ersten Abtheiſung der Klaſſe A. I 
die Abl Thlr. auf 20 Thlr. herabſegen. Reg⸗Comm. Meinecke empfiehlt 
die 8 ehnung des Commiſſtons⸗Vorſchlages. Die Regierung habe ſchon 
2 e ng von 30 auf 24 Thaler vorgeſchlagen, und dieſe Ermäßi⸗ 
gung ſei vollſtändig ausreichend. Die Regierung könne die vorgeſchlagenen 


wieder berftelle und ein Mißverhältniß endlich pi Austrag bringen, das in 
der jetzigen Lage Europa's nicht länger erträglich ſei. Das wolle der An⸗ 
trag Wachler bewirken und deshalb empfehle er dringend ſeine Annahme. 
(We dde Niecuffion i biermit oefclof 
Aist 5 0 i ie Discuſſion iſt hiermit geſchloſſen. 
: f ; Staat vielleicht verleiten loͤnne, bei der Ertbeilung von Gewerbeſcheinen für ; : 1 
5 ds auf di emon⸗ ö 8 h g r Ref. Abg. Burghart: Er habe keine Ermächtigung, Namens der Com⸗ 
derum, es werde 5 8 auf at oder En Ar eine D 15 Hauſirer nicht ſo vorſichtig zu ſein. Das Amend. Amecke wird abgelehnt; miſſion eine Erklärung fiber den fo überaus wichtigen Antrag abzugeben, 
ſtration ſtattfinden. ann erzählte man an ererſei „ eine große Pro: die Faſſung der Comm. in Al. I u. 2 unverändert angenommen. ſondern nur eine perſönliche Meinung. Er glaube nicht, daß es feſſtehe, 
zeſſion, den Erzbiſchof an der Spitze, werde durch die Stadt und nach! Vor dem Uebergang zu dem letzten § 23 (Ausführungs⸗Termin 1. Ja: daß das Geſetz in 14 Tagen beſtimmt angenommen würde; die zunächſt be⸗ 
dem Schloſſe gehen, um den Fürſten dazu zu beſtimmen, die Truppen] nuar 1862) beantra t Abg. Wachler, die Abſtimmung über das ganze Geſetz] theiligten Vertreter der Induſtrie hätten geſtern bereits erklärt, daß ſie gegen 
aus der Stadt zu ziehen und ein feierliches Begräbniß der Todten zu auf 14 Tage auszusetzen, und begründet dieſen Antrag damit: er und feine |die Regierungs⸗Vorlage ſtimmen würden. Ob ihnen die angenommenen 
Alle dieſe Gerüch 5 lich als vollk Freunde haͤtten mit Freuden die Aufhebung einer ſo ungerechten Steuer, wie Veränderungen genügen würden, könne man nicht wiſſen. Der Abg. v. Vincke 
geſtatten. erüchte erweiſen ſich natürlich als vollkommen die Acti > f 
ahr, werden aber dennoch trotz i u cheinlichkeit allgemein die Actienſteuer, begrüßt, und ſie würden daher gern dem vorliegenden Gefege | jei doch nicht ganz ſicher, ob auch nach Annahme der Grundſteuervorlagen 
unwahr, iv brei otz ihrer Unwahrſchein ichkei 9 ihre Zuſtimmung geben. Das Geſetz enthalte indeß auch eine bedeutende] das vorliegende Geſetz beſtimmt angenommen würde (v. Vincke laut: Ja). 
geglaubt und eilig verbreitet. Steuererhöhung, und daher ſei beſondere Veranlaſſung vorhanden, demſelben] Das ſei eine ſubjektive Anſicht. Die Tragweite des Antrages gehe nach zwei 
Heute erzählte man mit vieler Emphaſe, daß ſich in verſchiedenen [zur Zeit ſeine Zuſtimmung zu verſagen. Das Schlußvotum müſſe viel: | Seiten bin; nicht blos nach der des andern Hauſes, ſondern auch nach der 
mehr von dem Schickſal der Grundſteuer⸗Vorlagen im anderen Haufe ab⸗ der Regierung bin. Dieſe habe gehört, was hier geſprochen, und wenn dies 
hängen; denn die Principien der Klugheit und des Rechts geboten, daß die] nicht die beabſichtigte Wirkung auf ſie üben ſollte, würde es ein Beſchluß 
Staatslaſten von allen Staatsbürgern mit gleichen Schultern getragen wür⸗ auch nicht vermögen. Das vorliegende Geſetz ſei gar nicht geeignet, einen 
den. Dieſe Principien würden aber durch eine vorzeitige Annahme des vor⸗ materiellen Druck auszuüben. Der Antrag ſei aber in ſeinen Conſequenzen 
liegenden Geſetzes einſeitig verletzt. Das vorgeſchlagene Mittel ſei ſowohl] gefährlich, und er bitte daher, denſelben abzulehnen. 
geſetzlich Bi: als prakliſch. Würde das Geſetz heute zur, Abſtimmung Es erfolgt namentliche Abſtimmung. Der Antrag wird mit 135 gegen 
gebracht, ſo würde daſſelbe wahrſcheinlich fallen, denn Viele, die ihr Votum] 128 Stimmen verworfen. 
von dem Scidjal der Grundſteuer⸗Vorlagen im Herrenhauſe abhängig ür den Antrag ftimmten die Fraktion Vincke, der Abg. v. Carlowitz und 
machen wollen, würden dagegen ſtimmen. Durch ſeinen Antrag wäre die] die Abg. Behrend und Genoſſen. 
woche 8 Geſetzes mid ich 10 fe f ſitelt wenn nach 14 Tagen eine] Dagegen ſämmtliche andere Frattionen, die Polen, v. Berg, die Minifter, 
ochmalige Vertagung nothwendig ollte. 5 Simſon, Duncker (Neuftettin), v. Benda, Heinrichs, Riedel, Kühne (Berlin) 
Abg. v. Roſenberg⸗ Lipinsky: Er finde dieſen Vertagungs⸗Antrag und Andere. ; 
außenſt bedenklich. Sein Zweck ſei augenſcheinlich, bie Abstimmung über das] Der letzte Paragraph wird hierauf ohne Diskuſſion angenommen. Die 
vorliegende Geſetz von der Abſtimmung über die Grundſteuergeſetze im Her: | Abſtimmung über das ganze Geſetz erfolgt nach geſchehener Redaction. 
renhauſe abhäugig zu machen, (o. Vincke: Sehr richtig.) Dann würden wir Es folgt die Beratbung des Rönneſſchen Antrages, betreffend die Res 
aber ſtillſtehen bleiben und nicht vorwärts ſchreiten; es würde ein vollſtän⸗ viſion der Fremdenpolizei und des Paßweſens, den die Commiſſion be⸗ 
diger Stillſtand in der Geſetzgebung eintreten. Das Herrenhaus könnte ja] fürwortet. 
dieſelbe Procedur vornehmen und alſo Beſchluß faſſen, nicht eher die Grund-| Abg. v. Rönne: Bei der Bereitwilligkeit der Regierung zur Revifion 
ſteuergeſetze zu bewilligen, als bis das Abgeordnetenhaus die Militär: | der Fremdenpolizeigeſetze, bleiben mir nur die Grundſaͤtze zu erörtern, die 
Vorlage angenommen hatte. Der Antrag könne in feinen Confequenzen zu dabei leitend ſein müßten. Unſere Fremdenpolizeigeſetzgebung trägt noch den 
den bedenklichſten Conflicten, ja ſogar zu Verfaſſungskämpfen führen, und Stempel des Polizeiſtaates, des Prinzips der allgemeinen Verdächtigung. 
deshalb bitte er, ihn zu verwerfen. ” I Die freie Bewegung, deren Förderung Aufgabe des modernen Staates iſt, 
Abg. Reichenſperger (Köln): Er könne dem Antrage ebenfalls nicht | iſt für jene Polizeianſicht nichts Wünſchenswerthes, vielmehr etwas Gefahr⸗ 
zuſtimmen. Er vermöge nicht zu beurtheilen, welchen Werth das andere | drohendes. Deshalb ſucht man das Reiſen zu beſchränken, ertheilt die Er⸗ 
Haus auf die Vorlage lege; er befürchte aber, daß der Veſſcklag eine ganz] laubniß dazu erſt, wenn die Conduitenliſte des Reiſenden eingeſezen worden 
wenn ihr das in Ansſicht geſtellte entgegengeſetzte Wirkung haben werde, als der Antragſteller beabſichtige.] iſt, und ertheilt ſie nur auf gewiſſe Dauer und für beſtimmte Routen, ja 
Mehr von 135,000 Thlr. erhalten bleibe. Die Commiſſion habe au erdem Er halte es aber auch der Stellung und Würde des Hauſes nicht entſpre⸗ | jogar nur nach Prüfung, der Reiſemittel. Auf der Reiſe ſelbſt dauert die 
noch weitergehende Ermäßigungen vor eſchlagen, auf welche jest ſchon, mit | hend, dem andern Haufe accordirend gegenüber zu treten und feine Selbſt⸗ Aufficht fort, durch den Viſirzwang, den Zwang zu Aufentbaltskarten u. |. w. 
0 ſtändigkeit aufzugeben. Endlich aber ſcheine der Antrag dem § 60 der Ge⸗ Schon das Factum daß ſich jemand außerhalb ſeines Wohnortes betreten 
ſchäftsordnung zu widerſprechen. läßt, begründet deſſen Verdächtigteit, und er muß ſich durch den Gegenbe⸗ 
Der Präſident erwidert, daß die Geſchäftsordnung an ſich den Antrag weis reinigen. Kann er ſeine Unverdächtigteit nicht beweiſen, jo ſoll er nach 
wohl zulafie. £ i f der Generalinſtruction von 1817 verhaftet und zur polizeilichen Unterſuchun 
Abg. Harkort: Er wolle nicht weiter „fortſchreiten“ in der Bewilli⸗] gezogen werden. Einmal im Jahre kommt dazu noch ein Act gebeimnißvo 
agerungszuſtandes im ganzen Lande, die Landesviſitation, wo 


Voranſchläge ſeien durch den geſtern gefaßten Bei luß weſentlich alterirt. 
Nach dieſen veränderten Umſtänden 89 er a 155 den Commiſſions⸗ 
e 


| Antrag abzulehnen, da die Gründe des K iſſars durchgreifend er⸗ f e g 

| nen müßten. — Das Haus lehnt den Wing der nuitfion 1 und! gung von Steuern, wenn die Bedürfnißfrage nicht entſchieden ſei; denn das ploͤtzlichen Bel 5 N 2 0 

nimmt die Vorlage der Regierung an. Haus habe von dem Rechte der Steuerbewilligung überreichen Gebrauch] Wege und Stege beſetzt, die Dörfer abgeſperrt, die Wirthshäuſer un⸗ 
terſucht und die Reiſenden — und zwar, wie das Geſetz ſagt, wenn 


emacht. 
i Finanzminiſter v. Patow: Ein näherer Nachweis, daß der Staatskaſſe 


höhere Einnahmen noththuen, brauche nicht erſt geführt zu werden. Wie man 
auch über die Heeres⸗Organiſation denken möge, — daß jedenfalls größere 
Geldmittel auf die Erhaltung des Heeres verwendet werden müſſen, das ſei 
N von allen Seiten anerkannt. Der vorliegende Geſetzentwurf habe kein über⸗ 
jeden: 6 „Thlr. ſei auch der niedrigſte Satz für die dritte und vierte Abthei⸗ wiegend finanzielles Intereſſe: die Mehreinnahmen werden der Regierung 
Ran der Klaſſe II.; man müſſe Mittelſätze baben, die nach oben und unten willkommen fein, fie ſei aber ge enüber den Bedürfniſſen unerheblich. Der 
Aung geben; die Regierung werde dabei keinen Schaden eben weil bei | Zweck des Geſetzes feien bie eitiguna einer Reihe von Uebelſtänden und 

unahme dieſer Ermäßigung mehr Heine Geſchäfte in dieſe Klaſſe einge⸗ dieſer Geſichtspunkt auch während der Berathung festgehalten worden. Er 


Ständen angehören, mit Beſcheidenheit angehalten 
ion aufgefordert werden. Durch ſolche Entwicke⸗ 
lung der Zuſtände iſt der urſprüngliche Zweck des Paßweſens, Schutz 
des Reiſenden, auf die leere Formel des aßformulars von nöthigenfalls 
ihm zu gewährenden Schutz reducirt worden. Der Zweck wurde Erhaltung 

der öffentlichen Sicherheit, und auch dieſer artete bald aus, und das Inſtitut 
wurde zur Handhabe politiſcher Spionerie und polizeilicher Maßregelung. 

So ward die Fremdenpollzei ausgebeutet zur Zeit des franzöſiſchen Terro⸗ 
rismus, zur Zeit der napoleoniſchen Herrſchaft, und in Preußen fand das 


$ HM wird in der Faſſung der Komm, (Einſchätung nach Anhörung der 

Abgeordneten der betreffenden Steuergeſellſchaft, Beh ae Be ie 

zung, Suspenſiv⸗Effekt, Proviſorim für 1862) ohne Diskuſſion angenommen. 
Der Finanzminiſter v. Pato w iſt eingetreten. 

n 8 12 (Klaſſe B.) will Abg. Jacob die Mittelſätze in der erſten und 

sag Abtheilung von 8 reſp. 6 Thlr. jährlich auf 6 reſp. 5 Thlr. herab⸗ 


fie den höhern 
und zur Legitimatio 


\ 


En” — et 


bereitwillige Nachahmung in den Gefeken von 
noch 18320 ji 1 53 ö 


verſiegte, 
1835 das 


Frucht ver 


zu Gunſte 


des we 


= 


en die Handwerkerve 
übern, Man hat a 
Ad. Conceſſionen, 


Dema 


be und Als d 


ie die der 


an dem Dogma von der angebornen Sündhaftigkeit und Verdächtigkeit, da 


die 


rungen kommen, 
Miniſter hat erfre 
aufgehoben; ich hoffe, er wird es überall thun. 
Stände werden ſo hart betroffen. 
Unvereinbarkeit dieſes 


weit längere 5 
wenn er weit von ſeiner Heimath entfernt iſt, 
Paß ausſtellen kann. 


I 
gare in faſt allen 
e 


Die Handelsvertr 


binnen drei Tagen, von deren kurzer Friſt ihm ein 
u: Theil durch die erſtere Verpflichtung, die acht 

altskarte, vorweg genommen wird? 

ſich tagelang auf der Polizei umhertre 


ein eigenes Departement aus einem Direktor, — Räthen, fünf Aſſeſſoren 


und einem großen Subalternenperſonal gebi 
der e 
angeſtellt, dana N 0 
der Wegfall der Paß⸗ und Viſirſtempelgebühren wäre eine 
welche gar nicht in ihrem Intereſſe, 
richten haben. 
mit der Freiheit des Volkes erkannt, ſelbſt Fr 
Soll Preußen da zurückbleiben? 

pathien in Deutſchland erwerben? Den 5 
perſönliche Freiheit, den Ausländern begründet das Völ⸗ 
remden, 


abſchaffen. 


Feen die ’ uslände € 
kerrecht einen gleichen Anſpruch, und dieſe Freiheit wird durch die 


polizei unnöthig beſchräukt. Ein Federſtrich kann uns radikal von dem 5 
ill: 


jem befreien, das ſich gegen Verbrechen als ohnmächtig und nutzlos erwe 


das aus politiſchen, 
haltbar iſt, 


Inhaltes: 


$ 1. Ein Jeder dar 
und in dieſer freien 
wenn er dur 


gemacht ha 


2 
$ 2. Alle hiermit in Widerſpruch ſtehenden 


und das die öffentliche Meinung längſt verurtheilt hat. 
der Herr Miniſter uns bald möglichſt ein Geſetz vorlegen, 


: ch rechtskräftiges Er 
iſt, oder wenn er ſich einer Geſetzes⸗Uebertretung 


ſocialen und volkswirthſchaftlichen Gründen nicht 0155 

oͤge 

etwa des kurzen 

[Ni ſrei und ungehindert von Ort zu Ort bewegen, 

e von der Polizei nur aufgehalten werden, 
en 


ntniß unter polizeiliche Aufſicht geſtellt 
ſchuldig oder verdächtig 


a geieslicen Beſtimmungen 


werden aufgehoben, insbeſondere der Paßzwang (Bravo). 


Abs. S 


nehmigt. 


Der 


die Noth ihre Opfer 
klärung ihres Beda 
hat, Tagesordnung. — Abg. Harkort 
Fall konſtatire auf's Neue die bedauer 
Aufforderung an die Reg 
Abg. Stavenhagen: Er wundere ſich, 
ten die Antwort gegeben, daß er keine 
Lehrer habe; wenn dies auch richtig ſei 
all ſich an den Finanzminiſter wenden können, 
ür Unterſtützungen überhaupt aufweiſe. — Ref. 
ommiſſions Antrag, der angenommen wird. 
= Wunſch der Kommiſſarien d 
genſtand der Tagesordnung, der dritte Petitions⸗Bericht der Agrar⸗Commiſ⸗ 
t zur Berathung geſtellt. Der größte T 
on, den Commiſſions⸗Anträgen gemäß, durch Uebergang zur Tages: 
Die Petition wegen ſofortiger Reviſion des 8 
Reglements beantragt die Commiſſion der Staatsre 
Berückſichtigung zu überweiſen, als dieſelbe den fo 
glements vom 13. April 1805 in Anſpruch nimmt. 
Der Reg.⸗Commiſſar bemerkt, daß die Re 
zweckmäßig und nöthig erachte und daß nur Diffe 
des Beginnes der Reviſion beſtünden, denn die Regierung 5 Magdeburg 
und die Generalverſammlung der reach hätten ſich 


Auf 
ion je 


Diskuf 
ordnung erledigt. 


viſion des 


N 


außer dem Antragſteller ſich Niemand zum 
chwenzner weiſt — unter lebhaftem 9 
den Ertrag hin, den der Paßzwang für die Finanzen gewähre), auch der 
eg.⸗Kommiſſarx nicht das Wort verlangt, wird die von der Kommiſſion 
antragte Reſolution, welche der Regierung die Inbetrachtnahme der durch 
den Antrag angeregten Uebelſtände anempfiehlt, ohne Widerſpruch ge⸗ 


"nädjite Gegenſtand der Tagesordnung iſt der bereits beſprochene 
zweite Petitionsbericht der Unterrichks⸗Kommiſſion. Die Anträge der Kom⸗ 
million werden fait durchweg ohne Debatte angenommen. 
wird nur veranlaßt durch die Petition des emeritirten Lehrers Koßler zu 
Weholanz bei Neuwarz in Pommern, wel 
äußerſt ärmliche Zur ö 

haltes von 100 Thlr., 


gung der Reviſion auf mehrere Jahre angeſchloſſen. 


bg. Leue weiſt na 


daß die 


: ch, daß die Regierung zur ſofortigen Reviſion eine 
unbedingte Pflicht habe, worauf der Reg.⸗Commiſſar nochmals erwidert, 
Regierung ſich nicht in der Lage befinde, die ſofortige Reviſion gegen 


die Wünſche der Intereſſenten vorzunehmen. 


Abg. Brämer unterſtützt den Commiſſions⸗Antrag. Derſelbe wird an- 


genommen. 


Die Diskuſſion des vierten Petitionsberichtes der Gemeinde-Commiffion 
inanzminiſter für ſetzt auszuſetzen, da der dabei intereſſirte Mi⸗ 


bittet der ur 
nnern durch die im andern Haufe ſtattfindende Berathung ver⸗ 


855 niſter des 


hindert ſei, zu erſcheinen. Dem Wunſche wird ſtattgegeben. 


werden könne. 


nen und | 
Ref. Abg. Herrmann: Er wolle einer früheren Aufforderung des 
Wagner gemäß ſich den Anſchauungen der Regierung gegenüber in dieſer 
Frage auf eine anerkannte Autorität und zwar die pundſch 
v. Gerlach berufen. Dieſer habe in der vorigen Legislatu 
ligen Juſtizminiſter gegenüber die Anſicht der Petenten in gründlicher Weiſe 
vertreten. Der damalige Juſtizminiſter 
ſtütt; er habe keine Ent 


Eigent 


ur Berathung kommt der ſechste Bericht der Petitſons⸗Commiſſton. Bei 
der Petition um Reviſion des Feſtungs⸗Ravon⸗Regulativs, deren Beſchleu⸗ 
nigung die Commiſſion befürwortet, bemerkt der 
Miniſteriums: Die Regierung werde bei der 
Reviſion zur Erörterung ziehen, in wel 
Als beſonderes M 


5 


umsbeſchränkungen 


auerliche des Hrn. 


n Kraft eines Hoheitsrechtes der Krone einträten. 


1817 welche der Bundesta 
, Sto 


Ihe, und man verkiiimerte 


. uchung einer Aufent⸗ 
Werden die Arbeiter beſſer, wenn ſie 
umhertreiben müſſen, wenn ſie dort in Berüh⸗ 
die ihrer Sittlichkeit wahrlich nicht förderlich ſind? Der 
ulicherweiſe für Stettin bereits den Aufenthaltskartenzwang 
i Aber nicht bloß die niedern 
trof Die gewerbtreibende Klaſſe empfindet die 
Polizeiſyſtems mit den Fortſchritten der heutigen Zeit 
ſehr ſchwer. Der Telegraph ruft den Kaufmann in wenig Minuten irgend⸗ 
wohin, die 2 würde ihn in wenig Stunden dabin führen, aber eine 
eit verliert er möglicherweiſe mit Paßplackereien, beſonders 
deren Behörde allein ihm den 
isſte an äge hätten ſich ſchon längſt energi⸗ 
ſcher mit dieſem Thema beſchäſtigen ſollen. Auch die Erſparniſſe ſind zu 
bedenken, welche für Staat und Gemeinde aus einer R 


* ı eind eform auf dieſem 
Felde erwachſen. Hier in Berlin allein iſt unter dem 


Polizei⸗Präſidium 


! det, die ausſchließlich mit 
emdenpolizei zu thun hat. 70 bis 80 Beamte find in Berlin dafür 
bemeſſe man die Anzahl derſelben im ganzen Staate. Auch 
ohlthat für die, 
; ſondern in dem des Staates fie zu ent: 
Freie Staaten haben die Einrichtung längſt als unvereinbar 
ankreich will jetzt dies Inſtitut 
Will es auf dieſem Wege Sym⸗ 
Inländern verbürgt Art. 5 der Ver⸗ l 


Worte meldet (nur der 
urren der Rechten — auf 


Eine Diskuſſion 


cher, wie bereits mitgetheilt, ſeine 
childert, — er bezieht das Drittel ſeines früheren Ge⸗ 
mit 33% Thlr. jährlich als Penſion, iſt 65 Jahr alt 
und ſchwächlich, ſeine Frau bei einem Alter von 53 Jahren zu anſtrengen⸗ 
der Arbeit unfähig; von ſeinen fünf Kindern kann keins ihn unterſtüͤtzen, 
die Miethe einer höchſt beſchränkten Wohnung koſtet ihm 12 Thlr. jährlich, 
und bleibt daher nur noch 21½ Thlr. für ihn und ſeine Familie übrig; er 
ſei daher „dem bitterſten Elend preisgegeben, wenn die 
dem Lehrerſtande gegeben wären, nicht früher zur Wahrheit würden, als bis 
gefordert habe.“ Die Kommiſſion beantragt, unter Er: 
uerns, daß der Miniſter keine Fonds für emeritirte Lehrer 
(ſchwerverſtändlich): Der vorliegende 
1 auerliche Lage der Lehrer, und ſei eine 
ierung, mit der Verbeſſerung bald vorzugehen. — 
daß der Kultusminiſter den Peten⸗ 
Fonds zur Unterſtützung emeritirter 
‚„ jo hätte er für dieſen ſchreienden 
deſſen Ctat ja 400,000 Thlr. 
Abg. Götz vertheidigt den 


es Handelsminiſters wird der letzte Ges | A 


erheißungen, die 


heil der Petitionen wird ohne 
N es Drömlings⸗ 
gierung in ſo weit zur 
fortigen Beginn der Re: 


gierung eine Reviſion für 
renzen über den Zeitpunkt 


ür die Verta⸗ 


ertreter des Kriegs⸗ 
g in Ausſicht genommenen 
cher Weiſe eine Entſchädigung gewährt 
aterial werde die Regierung die gegen⸗ 
wärtige Petition nicht betrachten können, da ihr bereits ſehr viele Petitio⸗ 
Gutachten der Lokalbehörden über dieſe Angelegenheit 8 
g. 


rperiode dem dama⸗ 


115 ſich namentlich auf drei Punkte 
chädigung zubilligen wollen, weil die betreffenden 


850 


Er e aber, daß dies grade ein d mehr ſei, den davon Betroffenen, 
die ſich unterwerfen müßken, eine En ip zu gewähren. 755 dv, Ger: 
lach habe ferner nachgewieſen, daß das Rapon⸗Regul elches ſich der 
Juſtizminiſter berufe, gar kein Geſetz ſei, und wenn endlich behauptet worden, 
daß der Entſchädigung 170 großen Kofte entgegenſtänden, ſo dürfe dieſe 
Erwägung doch an der Ausführung der Verf. nicht hindern. Man hab 
ſich auf ein Erkenntniß des Ober⸗Tribunals berufen, welches die Entſchädi⸗ 
gung auf Grund des Regulativs verwerfe. Dies ſei indeß nicht maßgebend, 
da die Entſcheidungen des höchſten chtshofes nicht für alle Zeiten und 
ein für allemal bindend ſeien. Er berufe ſich außerdem auf die Autorität 
des Finanzminiſters. Dieſer habe auch als Miniſter noch anerkannt, daß bei 
neuen Anlagen eine gung gewährt werden müſſe; wenn er in Be⸗ 
treff der alten davon abgewichen, ſo laube er, daß dies jetzt nicht mehr der 
Fall fein werde, da ſonſt wohl der Miniſter auch bei der Grundſteuer⸗Aus⸗ 
leichung keine Entſchädigung für eine i ebenen Steuerfreiheit vorge⸗ 
(age haben würde. Die hier im Frage ſtehenden de chädigungsanſprüche 
eien durch Art. 9 der Verf. gerechtfertigt und dieſer müſſe ausgeführt wer: 
den. Im Intereſſe Aller, die es betreffen kann, und dies feien nicht blos die 
Petenten, Ye er die Annahme des Kommiſſions⸗Antrages. 

nn ter v. Patow: Darüber, daß das Rayon⸗Regulativ Geſetzes⸗ 
kraft habe, könne kein Zweifel herrſchen. Daß zu einer Abänderung Bedürf⸗ 
niß ſei, darüber ſeien alle Se daß dies aber keine leichte Arbeit fei, dar: 


ativ, auf w 


über werde Niemand, der die Materie kenne, im Zweifel ſein. Die Staats⸗ 
regierung habe ſich mit den Vorarbeiten e und werde, da ihr der 
pe enwärtige gun ſelbſt nicht willkommen ſei, die Sache ſobald als mög: 
ich zum Abſchluß bringen. 

ef. Abg. Herrmann: Er hege keine überſpannte Erwartungen von 
der Reviſion des Regulativs; dieſelbe werde nach einer Seite hin vielleicht 
größere Beſchränkungen einführen; andererſeits hoffe er, daß dadurch den 
Einzelnen, denen im Intereſſe des Allgemeinen ihr Eigenthum entzogen 
worden, eine gerechte und billige Entſchädigung gewährt werde. 

Der Commiſſions⸗Antrag wird darauf angenommen. 

Bei der Petition des Dr, Jonas (ioegen Aufhebung des § 71 des Ge: 
ſetzes vom 23. 55 1847, wegen Anſtellung auswärtiger Juden als Syna⸗ 
gogen⸗Beamte, Geſellen ꝛc. nicht ohne Genehmigung des Miniſters des In⸗ 
nern) — die Commiſſion beantragt 1 1 — rectificirt der Reg.⸗ 
Commiſſar Geh. Rath Riſbbeck auf Anregung des Abg. Dr, Veit die im 
Commiſſtons⸗Bericht enthaltene Wiedergabe ſeiner Erklärungen in der Com: 
miſſion dahin, daß dieſe Erklärung ſich nur auf ausländiſche Juden beziehe, 
da in Betreff dieſer nur eine Beſchräntun Ki Die Regierung erachte 
die Aufhebung des § 71 für angemeſſen, be müſſe ſich jedoch den Zeitpunkt 
ſür die Vorlegung eines Geſetzes vorbehalten. Die Tages⸗Ordnung wird 
angenommen. . pn - 

Bei der neulich ausführlich beſprochenen hirſchberger Petition, einer Be⸗ 
ſchwerde gegen den ae) in Betreff der Seelſorge für die dortigen 
Gefangenen, welche die Comm befürwortet, erklärt der Miniſter v. Beth: 
mann⸗Hollw 10 die 155 ſei zunächſt eine reine Kirchenſache, und eignet 
ih nicht zur Beſchlußfaſſung des Hauſes; die Staatsregierung könne eine 
Erfüllung der Wünſche der Peienten nicht in Ausſicht ſtellen. Die vorlie⸗ 

ende Frage ſei aber auch, abgeſehen 1 15 daß ſie eine reine Kirchenſache 
ei, durch zwei Kabinetsordres ausprüdlid entſchieden. Dieſe beiden Ordres 
ſeien zwar nicht publizirt, allein ſie hätten Giltigkeit, da ſie eine reine Kir⸗ 
chenſache beträfen. In der erſten Kabinetsordre vom 14. Jan. 1833 werde 
beſtimmt, daß der Kirchenpatron nicht befugt ſei, dem Geiſtlichen die An⸗ 
nahme von Staatsämtern zu verbieten. Es fe zwar hier nur von Staats⸗ 
ämtern die Rede, doch dehne eben die ſpaͤtere Kabinetsordre dieſe Beſtim⸗ 
mung auch auf Kirchenämter aus. Hiernach erachte er die Petition für er⸗ 


edigt. 

Abg. v. Vincke: Auch wenn die beiden Kabinetsordres nicht zur Kennt: 
niß des Hauſes gebracht wären, hätte die Petition zurückgewieſen werden 
müſſen. Die Patrone ſeien zu der Petition nicht legitimirt. Die vorliegende 
Stage ſei eine innere Angelegenheit der Kirche; die Vocationen der betr, 

eiſtlichen, wenn ſie auch die Wirkungen eines Vertrages hätten, könnten 
nicht entſcheidend ſein; die Commiſſion babe ja nicht einmal den Inhalt der⸗ 
ſelben gekannt; außerdem ſolle nach den Kabinetsordres auf die Vocation 
keine Rückſicht genommen werden. Endlich aber werde die Ueberweiſung der 
Petition an die Regierung von gar keinem Erfol e fein, weil die Staats⸗ 
Regierung gar nicht in der Lage ſei, dem Ober⸗Kirchenrathe einen Auftrag 
u ertheilen. Er erkläre ſich gegen den Commiſſions⸗Antrag, für die ein⸗ 
Te Tagesordnung, welche der Abg. Ritter beantragen werde. 

Abg. Ritter: Die Kirche habe noch nicht das ihr zukommende Recht, 


ihre Vertretung, denn ſonſt würden die Beſchwerden an anderer Stelle ihre! 


Erledigung finden, Die materiellen Gründe ſeien bereits vom Miniſtertiſche 
und vom Abg. v. Vincke erörtert. Daß das Kirchenregiment ſeine natür⸗ 
lichen Grenzen haben müſſe, erkenne auch der Ober⸗Kirchenrath an. Die 
Vokation verpflichte den Geiſtlichen nur zur gewiſſenhaften Ausübung ſeines 
Amtes, dadurch würde aber die Uebernahme eines Nebenamtes nicht aus⸗ 
geſchloſſen. Er beantrage einfache ee 

Abg. v. Grävenitz ſpricht über Specialitäter ern 
mung der Funktionen der hirſchberger Geiſtlichen im Gefängniß ihre übrige 
ſeelſorgiſche Wirkſamkeit hemmen konnte; er verneint das. 

Abg. Fliegel: Als Mitglied der katholiſchen Kirche könne er gerade 
unbefangen urtheilen; er glaube, ein Dritter dürfe nicht ſo kommen und 
dem Geſſtlichen ein Nebenamt übertragen, wenn die Vokation dem Geiſtli— 
chen die Seelſorge über eine beſtimmte Gemeinde er — Der Redner geht 
in Lokales und Perſönliches ein: Der Diakonus W. würde wohl noch mehr 
Nebenämter übernehmen; der Geiſtliche, den man bei der Uebertragung die⸗ 
ſes Nebenamtes übergangen (oder dem man es entzogen?) habe, ſei im 
Jahre 1855 mißliebig geworden, weil er für den jetzigen Kultus-⸗Miniſter 
geſtimmt habe. (Heiterkeit). - a 0 

Ref. Abg. Techow: Zum zweitenmale erhalte die Comm. im Haufe nach⸗ 
trägliche Mittheilungen, die vielleicht auf ihre Beſchlußfaſſung entſcheidenden 
Einfluß geübt hätten. — In der Sache handle es ſich im vorliegenden Falle 
nicht um eine innere Angelegenheit der Kirche; die Patronatsſachen gehörten 
ur Competenz des Hauſes. In der Verordnung von 1850, welche die Reſ⸗ 
ortverhältniſſe des Oberkirchenrats ordne, ſei von der Befugniß, welche der: 
elbe für fi in Anſpruch nehme (wie ſchon im Comm.⸗Bericht nachgewieſen) 
mit keiner Silbe die Rede. Die Sache laſſe ſich im adminiſtrativen Wege 
ordnen. — Die angezogenen Kab.⸗Ordres ſtänden dem Antrage der Comm. 
nicht entgegen; in der von 1833 ſei ausdrücklich geſagt, daß bei Uebertra⸗ 
gung von Nebenämtern erſt der Patron befragt werden müſſe, das ſei hier 
nicht geſchehen. — Von einem übertriebenen Rechte des Patron, die Geiſt⸗ 
lichen zu beſchränken, ſei keine Rede; im Gegentheil von einem Schutze des 
Geiſtlichen gegen Ueberdürdung. — Der Diakonus Werkenthin, der jetzt das 
mt übernommen, habe früher die Erklärung der andern Geiſtlichen mit 
unterſchrieben, daß fie das Nebenamt nicht übernehmen könnten, ohne Be⸗ 
einträchtigung ihrer ſonſtigen Amtspflichten. Endlich hätten die 1785 
Behörden das indirekt ſelbſt anerkannt, indem fie einen vierten Hilfsgeiſt⸗ 
lichen nach Hirſchberg geſchickt hätten. i | 

Die einfache Tagesordnung wird angenommen. — Damit ſchließt die 
Sitzung um 3 Uhr. — Nähte Sitzung Sonnabend 10 Uhr. Tagesordnung: 
Commiſſions⸗Berichte über die Geſeß⸗ Entwürfe wegen der pommernſchen 
Bahnen, der Altenbeck-Kreienſenſchen Bahn und anderer Eiſenbahn⸗Berichte. 
Der Präſident will auch den morgen Früh zu erwartenden Commiſſions⸗ 
Bericht über den Hertefeld⸗Pannſer chen Antrag (ſ. o.) auf die Tagesordnung 
jeben; Abg. v. Vincke erhebt Widerſpruch, da man ſich erſt informiren und 
m engern Freundeskreiſe berathen müſſe; Abg. Beſeler will die Urheber 
dieſes Antrags nicht verdächtigen, aber der Antrag ſei ein „Manöver“ — 


ein Ausdruck, den der Präſident bemängelt. — Der Commiſſions⸗Bericht 


über dieſen Antrag bleibt von der Tagesordnung für Sonnabend ausge⸗ 
ſchloſſen. 


— ———— — . —„—-—-—t H ——ů— 


Radwer von Birkenholz; 
ein Sack mit circa 10 Pfd. Reis. 


die Courſe durchgängig befeſtigten. Man hatte auch von auswärtigen 


. Obgleich dieſe pariſer Notirungen nicht zu verbürgen find, fo er⸗ 
gallen fie dog burg 55 in Paris vermuthete Herabſetzung des Disconts in 
London und die Vorausſetzung der Discont⸗Ermäßigung bei der Bank von 
Frankreich einen hohen Grad von Wahrſcheinlichkeit. 


pecialitäten, in wiefern Wahrneh⸗ | M 


Al 


Breslau 12. A ril. Diebſtähle.] Geſtohlen wurden: Ohlauerſtr. 
Nr. 79 zwei re von 11955 Kaſimir; Neumarkt Nr. 22 eine 
Neumarkt Nr. 31 eine Radwer; Biſchofsſtr. Nr. 11 


Berlin, 11. April. Ungeachtet der verſümmenden politiſchen Nachrich⸗ 
ten, die der Telegraph heute gebracht hat, war die Börſe doch ſchon bei Be⸗ 
inn in einer merklich beſſeren Haltung als an den früheren Tagen dieſer 
ode. Für faſt alle Effectengattungen hatte der gedrückte Coursſtand Kauf⸗ 
aufträge an den Markt gebracht, die einestheils den Umſatz verſtärkten und 
belebten, anderntheils, ohne zu weſentlichen Courserhöhungen zu ae? 
en 

ere Notirungen: von Wien ſelbſt anſehnlich ſteigende Credit⸗Courſe (156 
Fe 157. 40), National⸗Anleihe 75. 20 bis 75. 30, 60er Looſe 80. 25, Lon⸗ 
don niedriger: 151. 75. Auch von Paris wurde auf die ſchon geſtern feſte⸗ 
ren Rentennotirungen eine anſehnlich höhere 68. 15, für Autrichiens 462 


thungen, die am Schluſſe die mung noch weit günſtiger geſtalteten, aber 
meh a 12 — der ee, als auf die Kau luſt anregend wirk⸗ 
ten. Das Geſchaͤft wenigſtens nahm keine größeren Dimenſionen an, die 


ourſe wurden zuletzt gleichfalls nicht viel höher als vorher, doch waren die 


In Wechſeln bewegte fi 
wähnten Diskonto⸗Herabſetzungen an andern Plätzen blieben als Ver⸗ 
muthungen ohne durchgreifenden Einfluß auf das Geſchäſt in Depſſen. 
Kurz Holland fand mehr Abgeber als Nehmer; langes, % niedriger, 
ließ ſich haben und begeben. Kurz Banco war zu der um J herabgeſetzten 
Notiz beliebt; langes blieb Brief, wie Geld. Für London in langer Sicht 
75 Inge r Frage bemerkbar, auch die Umſätze darin ziemlich boträchtlich, 
urze Brie 
Wien ſtellte ſich wieder Thlr. höher. Augsburg und Frankfurt waren in 
langen Sichten gut verkäuflich. e wich um %, Warſchau um %, 
und fehlte Kaufluſt für beide; lang Peters 
men 4 billiger, war gut zu placiten, 


rückhielten. Aa er wurden 1% höher bis 94 bezahlt. 


der Umſatz in mäßigen Grenzen. Die er⸗ 


e waren am Markte übrig. Paris war mit Courtage offerirt. 


urg war etwas gefragter. Bre⸗ 
(B.⸗ u. 9.3.) 


Berliner Börse vom II. April 1861. 


Fonds- und Geldeourse. 


F. 

Freiw. Staats-Anleihe[41, 11014, bz. 34. J118%, ba. u. G. 
Staats - Anl. von 1850, 1 3 W Palor E: f . > re 8 
52, 54, 55, 11 57 1 101% bz. dito Prior B. — 3½ 50 ½% be. 

dito 889 4 (16% bz. dito Prior O. 89%, B 
dito 1869| 6 % ba. dito Prior D.. 8 b. 
Staats-Schuld-Sch. ... 3 ½ 86 ½ G. dito Prior E. 76 B 
Präm.-Anl. von 1855 3½ 117 ½% bz. dito Prior F. 94% 
Berliner Stadt-Obl. . 4½102½% ba. Oppeln: dana 32 8. 
Kur- u. Neumärk. 3 905 B. Prinz-W. (St. V) 51½ G. 
3 | dito dito | 4 (109 B. Rheinische ..... 77½% & 78 bz. 
Pommersche 3½ 86 % ba. dito ($t.) Pr. u u (fe 
S J dito neue 97 ba. dito Pri — 
— ıto Prior 
5 |Posensche ....... 4 1001, @. dito v. St. gar. 2 — 
| de . . .... 34% B. Rhein-Nahebahn 23 ba 
dito neue 88 ½ bz. — 
Schlesisch. 3½ 88 Ruhrort-Crefeld. 7 
Kar. Nett 4 G. Starg.-Posener 382% ba 
Fenn ene 964% bz. Thüringer 103 br. 
‚© Pommersche 96 ½ bz. Wilheims-Bahın . 4 132 be. 
E Posensche .. . . 4 VI, bz. dito Prior — —— 
5 jPreussische ...... 4 |96 bz. dito III. Em. 86 G. 
5 | Westf. u. Rhein. 4 |96 B. dito Prior St.] — a3 8 
u Sächsische 961, bz dito dito 80 B. 
Fuge Preuss. und ausl. Bank-Actien. 


— 


1800| K. 
: F. 
Ausländische Fonds, Berl. K. Verein- 6 4118 0. 
Oesterr. Metall.. 5 fal bz. Berl.-Hand.-Ges. | — | 4 |82 etw. ä 82½ ba. 
dito öder Pr.-Anl. | 4 64½ bz. Berl. W.-Ored. &| — 5 — — 
dito neue 100-fl. L. — 50 bz. u. B. Braunschw. Bank 4 | 4 64 6. 
dito Nat.-Anleihe . 5 1% 449 bz. u. G. Bremer 5 5 408% @ 
Russ.-engl. Anleihe .. 5 1014, bz. Coburg. Credik- A. — | 4 140% B. 
dito 5. Anleihe. . . 5 |86%, B. Darmst. Zettel-B.| 7%) 4 93½ G. (excl. D,) 
dito poln. Sch.-Obi.| 4 |77% 4 ½ bz. u. @. || Darmst. (abgest.)| 4 4 |70 ba. 
Poln, Pfandbriefe 44 — — Dess. Creditb 0.| 4,1127, ba. 
ito III. Em. 4 * bz. u. G. Disc.-Cm.-Anthl. | — | 4 80½ bz. u. G. 
Poln. Obl. 4 500 Fl. . 4 00 B. Genf. Creditb.-A.] 0 | 4 22 bz. (excl. D.) 
dito à 300 El. . 5 92 B. Geraer Bank 44 67 @. 
dito & 200 Fl. . 23 6. Hamb. Nrd. Bank 44 ¼ G. 
Kurhess, 40 Thlr. — 301 G. W ıg, 445| 4 0% G. 
Baden 35 El. . . . . . . . 30 B. Hannov. = — 4 
7 Leipziger „ 3 . (excl. D.) 
Aetlen- Course. Luxembrg. „ | — | 4 77½ @. (excl. D.) 
Dir 2. d. Priv. „ 3/4 8 6. 

. 1860| F. Mein.-Creditb.-A.| 5 | 4 |66 6. 
Aach-Düsseld. . 34 314175 B. Minerva-Bwg-A.| — | 5 17% etw. be 
Asch. Mastricht. | — | 4 [19% & % bz. Oester. Crdtb.-A. | — 6 60% & 51% bz 
Amat. Rotterdam 5 | 4 |17%% bz. Pos. Prov. Hank 57% 4 81 B. 

Borg une e Preuss. B.-Authr 5} 4½ 123 B 
Berlin-Anhalter „| 6 4 [114], b. Schl. Bank Ver. 5 764. 8 
we gen de 0° 1 ene ep Thüringer Bank 24 f 65 
Potsd. - *. K. F 1 
Berlin-Stettiner .| 6% 4 109 J bz. (. B.) NL Bank..1 4 | 4 173 
Breslau-Freibrg. | 8½ 4 au Wechsel-Course. 
Cöln-Mindener — bz. k. 8.1414, bz 
Franz.St.-Eisenb. | — 119 & 1204, bz 2 M. 140 % ba. 
Ludw.-Bexbach. | 94 2% bz. 150 bz. 
Magd.-Halberst. 18% 4 |216 bz. 2 M. 149% bz. 
Magd.-Wittenbrg.| — 4 [37 bz. u. @ 3°M.\6. 19 pa. 
nz-Ludw, A. | — [4 & 89%, ba. Paris 2 M. 79½ bz. 
Mecklenburger . 2 4 [45 % à 46 bz. Wien österr. Währ. 8 T. 66 bz. 
ünster-Ham 44 [34 B. e 2 M. 6% bz. 
Neisse-Brieger..| 24,] 4 18 B. Augsburg 2 M.J50. 20 bz. 
Niederschles. .. 44 bz. Lie sociaee 8 7.99% b. 
N.-Schl.-Zweigb.— |4 | - — — to; kan clan erg 2 M. 90 ½ bz. 
Nordb. (Fr.-W.) | — | 4 [12% & 43½ bz. Frankfurt a. M.. |2 M./56. 20 bz. 
dito Prior....| — lazJıor G. Petersburg 3 W. 94½ ba. 
Oberschles.A;.,| 7,13% 118 ½ ba. u. G. Warschau 8 T. 86 ½ ba. 
dito B. J 770130107 b. Bremen 8 T.|109°bz. 


ae raphiſche Courſe und Börſen⸗Nachrichten. 


aris, 11. April, Nachm. 3 Uhr. Conſols von Mittags 12 Uhr wa: 


ren 92% eingetroffen. Die Zproz. eröffnete zu 67, 60, ſtieg auf 67, 70 
und ſchloß in feſter Haltung zu dieſem Courſe. Schluß⸗Courſe: Hu. 
Rente 67, 70. 4 Aprz. Rente 95, 50. 3proz. Spanier 47%, Iproz. Spa⸗ 
nier 41. Silber⸗Anleihe —. Oeſterr. Staats⸗Eiſenbahn⸗Aktien 461, 
Credit⸗mobilier⸗Aktien 655. Lomb. Eiſenbahn⸗Aktien —. eſterr. Kredit⸗ 
tien —. r 

London, II. mil, Nachm. 3 Uhr. Börſe unthätig. Silber 60%. — 
Wetter ſchͤn. — Co 9 g 
Sardinier 814. Sproz. Ruſſen 101, 4 prz. fen 91. — Der fällige 
Dampfer aus Huft 


nſols 92. Iproz. Spanier 41%. Mexikaner 23%, 


ralien iſt heute Morgen in Marſeille eingetroffen. 


London, II. April. Die Bank von England hat den Diskonto von 
6 auf 5 % herabgeſetzt. 

Wien, 11. April, Mittags 12 Uhr 30 Min. Börſe günſtiger. proz. 
Metall. 65, 40. 4 proz. Metall. 53, 75. Bankaktien 698. Nordbahn 


201, 20, 1854er Looje 84, 50. National⸗Anlehen 75, 30. Staats⸗Eiſenb.⸗ 
Aktien⸗Cert. 275, —. Creditaktien 157, 50. London 151, 75. Hamburg 
113, 75. Paris 60, —. Gold —, —. Silber , Eliſabetbahn 183, —, 


Lomb. Eiſenbahn 186, —. Neue Looſe 114, —. 1860er Looſe 80, 50. 
3 — a. M., 11. April, Nachm. 2 Uhr 30 Min. Defterr, Effekten 


etwas ſeſter bei wenig belebtem Gejhäft, Schluß ⸗Courſe: Ludwigshafen⸗ 
Bexbach 127%. Wiener Wechſel 77%. Darmſt. Bank⸗Aktien 177%. Darmſt. 


Zettelbank 23444. 5proz. Met. 40%. 4K proz. Metall, 33%. 1854er Looſe 


54%. Oeſterr. National⸗Anleihe 48. Oeſterr.⸗Franz. Staats-Gifenb.-Attien 


216. Oeſterr. Bank⸗Antheile 540. Oeſterr. Credit⸗Aktien 120. Neueſte 
öfter. Anleihe 53½. Oeſterr. Eliſabetbahn 117. Rhein⸗Nahe⸗Bahn 24. 
Mainz⸗Ludwigshafen Litt. A. 99. 8 

Hamburg, II. April, Nachm. 2 Uhr 30 Min. Feſt bei beſchranktem 
Geihäft. Schluß⸗Courſe: National⸗Anleihe 48%. Oeſterreich. Eredit⸗ 
Aktien 50%. Vereinsbank 100. Norddeutſche Bank 87%. Distonto —. 
Wien —, — 


Waare einiger Handel, ab auswärts ſehr ftille, 


amburg, II. April. Nr e 15 — 
co ſtille, ab Kö: 


nigsberg pr. April zu 72 käuflich. Del pr. Mai 23%, pr. Oktober 24%. 
Rate 2000 Sad ee zu 34 —5% in Auktion verkauft. acht 
ohne Umſatz. 


Liverpool, 11. April. [Baumwolle.] 10,000 Ballen Umſaßz. — 


Preiſe ſehr feſt. 


Breslau, 12. April. [Produktenmarkt.] In unverändert flauer 


Haltung für ſämmtliche Getreidekörner, bei in 6 Zufuhren und An⸗ 


eboten von Bodenlägern wie geringer Kaufluſt in! 


reiſen nachgebend. — 


elfaaten unverändert, — Kleeſaaten beider Farben zu letzten Preiſen ſchwach 
gehandelt. — Spiritus ſtill, 5 100 Quart loco 19%, April 26 B. 


gr. 
— Dr nn, — — 
Weißer Weizen . 8084 88 92 Winterraps 75 80 84 87 
Gelber Weizen . 75 80 84 89 Winterrübſen 70 75 78 80 82 
Brenner⸗Weizen . 60 65 70 72 Schlagleinſaat 70 75 80 85 93 


Sebſe e ee —— 8 le, 
ring 22220. 33082188 Rothe Kleeſaat 10 12 134 10% 15% 
Beleeenien . 58 60 62 64 J Weiße dito 711.14 17 21% 


bi 


Die Herabfehung in London auf 5% iſt inzwiſchen durch eine De: 


ttererbſen .. 50 52 54 56 Thymothee . . 9 10 10% 11 11% 


en 42 45 47 50 


Verantwortlicher Redakteur: R. Bürkner in Breslau. 
Drud von Graß, Barth u, Comp. (W. Friedrich in Breslau. 


